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Drucksache V/735 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Zoll- 
gesetzes 

— Drucksache V/393 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


I, 

Der Gesetzentwurf wurde in der 33. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. März 1966 an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen als 
federführenden Ausschuß sowie an den Finanzaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in 
seiner Sitzung am 15. Juni 1966 behandelt und die 
unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs emp- 
fohlen. Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 4. Mai 1966 beraten und ihm 
ebenfalls in der vorgelegten Fassung zngestimmt. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf enthält eine seit 
längerer Zeit erwogene Änderung des deutschen 
Antidumpingrechts, mit der die Möglichkeit zur An- 
wendung vorläufiger Antidumping- und Ausgleichs- 
zölle geschaffen werden soll. Schon in der 4. Wahl- 
periode war mit Drucksache IV/1658 angeregt wor- 
den, das Verfahren für die Anwendung solcher 
Zölle durch eine „vorangekündigte Rückwirkung" 
zu beschleunigen. Gegen diesen Vorschlag wurden 
seinerzeit verfassungsrechtliche Bedenken vorge- 
bracht. Die Antragsteller haben jetzt ein Verfahren 
vorgeschlagen, daß dem von der EWG-Kommission 
für den Bereich der EWG angeregten Verfahren 
im Grundsatz entspricht. 

II. 

Die von den Antragstellern vorgeschlagene Än- 
derung des § 21 des Zollgesetzes zielt darauf ab, 
das Verfahren zur Festsetzung von Äntidumping- 
zöllen dadurch zu beschleunigen, daß in Zukunft 
vorläufige Äntidumping- und Äusgleichszölle ver- 
hängt werden können. Vorausgehen muß ein Prü- 
fungsverfahren, in dem mit einem hohen Grad von 
Wahrscheinlichkeit festgestellt wird, daß die Vor- 


aussetzungen für die Anwendung endgültiger Ab- 
wehrzölle gegeben sind, der volle Nachweis hier- 
für aber noch aussteht. Diese Erleichterung für die 
Anwendung handelspolitischer Sanktionen soll je- 
doch nur in schwerwiegenden Fällen zulässig sein. 
Die Sanktionen sollen nämlich nur verhängt wer- 
den können, wenn eine unmittelbar bevorstehende 
bedeutende Schädigung des betroffenen Wirt- 
schaftszweiges „im Interesse der Allgemeinheit ab- 
gewendet werden muß." 

Dieses Kriterium ist bereits in § 10 Abs. 3 des 
Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 
(BGBl. I S. 481) enthalten (Änderung der Einfuhr- 
liste). 

Die Rechtssicherheit für den Einfuhrhandel er- 
fordert es, daß vorläufige Äntidumping- oder Aus- 
gleichszölle lediglich für eine begrenzte Zeit 
(Höchstdauer 3 Monate) angewendet und rückwir- 
kend nicht erhöht werden dürfen. Die vorläufigen 
Zölle werden im übrigen regelmäßig nur an der 
Untergrenze der im Verlauf des Verfahrens ge- 
schätzten Spanne festgesetzt werden. Die vorläu- 
fige durch Rechtsverordnung getroffene Verhän- 
gung von AbwehrzÖilen bedarf der Bestätigung 
durch eine weitere Rechtsverordnung, wenn bei 
Abschluß des Prüfungsverfahrens ihre Richtigkeit 
festgestellt worden ist. Ergibt das Prüfungsverfah- 
ren dagegen, daß die vorläufigen Antidumping- 
oder Ausgleichszölle unbegründet erhoben worden 
sind, bedarf es ebenfalls einer Rechtsverordnung 
zur Revision mit der Folge der Erstattung zuviel 
erhobener vorläufiger Antidumping- oder Aus- 
gleichszölle. 

Diese Neuregelung könnte dazu beitragen, daß 
der Belastete, der nach dem geltenden Recht ein 
Interesse an der Verzögerung des Verfahrens haben 
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könnte, sich darum bemühen wird, daß das Prü- 
fungsverfahren schnell abgeschlossen wird. 

Die Antragsteller haben darauf hingewiesen, daß 

1. die Vorschrift nicht im Widerspruch zum GATT- 
Vertrag steht und 

2. einzelne EWG-Mitgliedstaaten andere europäi- 
sche und außereuropäische Länder die Anwen- 
dung vorläufiger Abwehrzölle kennen. 

Der Gesetzentwurf stimmt auch mit Artikel 17 
des Vorschlags der Kommission der EWG für eine 
„Verordnung des Rats über den Schutz gegen Prak- 
tiken von Dumping, Prämien oder Subventionen 
aus nicht zur EWG gehörenden Ländern" vom 
5. Mai 1965 — Drucksache IV/3453 — überein, der 
eine Regelung über die Festsetzung vorläufiger Anti- 
dumping- und Ausgleichszölle enthält. Der Gesetz- 
entwurf steht daher einer künftigen Harmonisie- 
rung in der EWG nicht entgegen. Da jedoch noch 
nicht feststeht, wann diese EWG-Regelung in Kraft 
treten wird und ob auch schon für die Übergangs- 
zeit eine vorläufige Anwendung vorgesehen wird, 
haben die Antragsteller Wert auf eine nationale 
Regelung gelegt, die die Lücke bis zum Inkrafttre- 
ten einer entsprechenden EWG-Regelung schließen 
soll. 

IIL 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt es nicht für 
ausreichend, daß Abwehrzölle erst verhängt wer- 
den können, wenn der volle Nachweis der Tatbe- 
standsvoraussetzungen erbracht ist, also das Vor- 
liegen eines Dumpings oder unzulässiger staatlicher 
Exportförderungsmaßnahmen mit schädigenden 
Folgen für den betroffenen inländischen Wirtschafts- 
zweig in einem vorgeschalteten Prüfungsverfahren 
zwangsläufig schwierig gestalten. 


In der Zwischenzeit etwa eintretenden schweren 
Schäden der betroffenen Wirtschaftszweige kann 
daher nicht immer wirksam begegnet werden. Die 
betroffenen Unternehmen müßten befürchten, aus 
dem Markt verdrängt zu sein, ehe das Prüfungsver- 
fahren abgeschlossen sei. Eine Möglichkeit, in 
schwerwiegenden Fällen mit Hilfe vorläufiger Ab- 
wehrmaßnahmen schnell eingreifen zu können, 
schließe diesen Nachteil des bisherigen Verfahrens 
aus. 

Je weiter Zollabbau und Liberalisierung im Welt- 
handel fortschritten, desto stärker w^erde im übrigen 
das Bedürfnis nach strikter Einhaltung der Regeln 
des fairen internationalen Wettbewerbs und nach 
raschen wirkungsvollen Sanktionen im Falle ihrer 
Verletzung. 

Eine Minderheit im Ausschuß vertrat dagegen 
die Auffassung, das geltende Recht gewähre hin- 
reichenden Schutz gegen Dumpingpraktiken. Es 
hätte sich gezeigt, daß die bisher eingeleiteten Ver- 
fahren ausgereicht hätten, um die Einstellung von 
Dumpingverfahren durchzusetzen und weitere Dum- 
pingeinfuhren zu verhindern. Diese Minderheit be- 
fürchtete außerdem, daß die angestrebte Verschär- 
fung von Abwehrmaßnahmen nachteilige Folgen 
für den deutschen Exporthandel haben könne. Die 
von den Antragstellern erstrebten Maßnahmen lie- 
ßen im übrigen die Einfuhren systemfremder Ele- 
mente in die soziale Marktwirtschaft befürchten 
und gefährdeten die Liberalisierung des Welthan- 
dels, da mit Gegenmaßnahmen der Partnerstaaten 
gerechnet werden müsse. 

Die Mehrheit des Ausschusses empfiehlt dem 
Hohen Haus, dem Gesetzentwurf in der unverän- 
derten vorgelegten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/393 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Ravens 

Berichterstatter 



